
Satzuns

üher die Erhebuns von Beitrügen nach 6 6 NKAG für sfioapn-
bauliche Maßnahmen in der Gemeinde Südbrookmerland

(Str aß e n o us b s ub eitr as s s of zun sl

Aufgrund der $$ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassungvom
22.08.1996 Qrlds.GVBl. S. 382) zuletzt geöndert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds.GVBl. S. 701)
und $ 6 des Niedersöchsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom
11.02.1992 Q'lds.GVBl. S 30) zuletzt gerindert durch Gesetz vom 20.1/,.2001 (Nds.GVBl. S. 701) hat
der Rat der Gemeinde Südbroolmerland in seiner Sitzung am 21. Mrirz 2002 folgende Satzung
beschlossen:

EJ
B eitr ap s fö h i s e M aß n a h me n

(l) Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandesfiir die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und
Erneuerung ihrer öffentlichen Strafren, Wege und Pldtze (öffentliche Einrichtungen) erhebt die
Gemeinde Südbroolonerland - sofern Erschliefiungsbeiträge nach den $$ 127 ffBauGB nicht
erhoben werden lönnen - nach MalSgabe dieser Satzung Beiträge von den Grundstüclrseigentü-
mern, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere
w irt s chafi lic he Vorte il e b iete t

(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den mit Krafifahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, die GemeindeverbindungsstralSen ($ 47
Nr. 2 NStrG) und die anderen Stra$en im Aufienbereich, die die Gemeinde für den öffentlichen
Verkehr gewidmet hat ($ 47 Nr. 3 NStrG).

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsftihigen Attfwand jeweilsfür die einzelne AusbaumalSnah-
me. Sie konn den Arfwand auch hiewon abweichendfi)r bestimmte Teile einer Mafinahme
(Aufwandsspaltung) oderfiir einen selbstdndig nutzbaren Abschnitt einer Mapnahme
(Abschnittsbildung) gesondert ermitteln.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfiihigen Ma/Snahmenwerden durch das Bauprogramm be-
stimmt. Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos festgelegt.

(I) Zum beitragsfdhigen Aufwand gehören die Kosten

l. filr den Erwerb (einschliefilich aufstehender Bouten und Erwerbsnebenkosten) der/iir die
Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen Einrichtungen
benötigten Grundfldchen; dazu gehört auch der lilert der von der Gemeinde hierfiir aus
ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. für die Freilegung der Flöche,
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amfane des beitrapsftihisen Aufra)andes



3. rtir die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn mit (Jnter-
bau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen einschlieSlich der An-
schlüsse an andere Strofien sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen
Ye rrinderung de s Strafi ennive aus ;

4.fur die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerungvon

a) Randsteinen und Schrammborden,

b) Rad- und Gelnvegen,

c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

d) niveaugleichen Mischflächen,

e) Beleuchtungseinrichtungen,

fl Rinnen und andere Einrichtungenfi)r die Oberflächenentwcisserung der öffentlichen
Einrichtungen,

g) Böschungen, Schutz- und Stützmquern,

h) Parffiöchen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünanlagen
soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind;

5. für die Herstellung, Erweiterung, Yerbesserung oder Erneuerung von Wegen, Plätzen und
Fufgringerzonen in entsprechender Anwendungvon Nr. 3,

6. der Fremdfinanzierung,

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsftihige Mafinahme bewirkten
Eingriffs in Natur und Landschafi zu erbringen sind,

8. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung

(I) Der beitragsftihige Aufuand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der Aufwondfur

l. Böschungen, Schutz- und Stützmauern,

2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

3. Ers atzle is tungen w e gen Ve rcinderung de s StraSennive ous,

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.

U
Ermittluns des beitrassfühiBen Aufwandes
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Anteil der Gemeinde am beitraesföhiBen Aufwand

(1) Die Gemeinde Sadbroolvnerland trögt zur Abgeltung des sichffir die Allgemeinheit aus der
Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung ergebenden besonderen Vorteils von dem bei-
tragsfrihigen Anfwand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den übrigen Teil des
bei*agsfrihigen Aufwandes tragen die Beitragspflichtigen und die Gemeinde, soweit sie

Eigentümerin oder Erbbauberechtigte eines berücksichtigungsftihigen Grundstücl<s ist.

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung durch die Allgemeinheit
auf die Gemeinde entfallende Anteil am beitragsftihigen Attfwand beträgt:

l. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem
Anl ie ge rv e rke hr di e nen, s ow i e b e i v e rke hr s b e ruhi gt e n
Wohnstrafien 40 v.H.

2. bei öfentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen
Verkehr

a) fur Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicher-
heitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- und Stütz-
mouern, Busbuchten und Bushaltestellen 70 v.H.

b) fur Randsteine und Schrammborde, fi)r Rad- und
Gehwege - auch als kombinierte Anlage -sowie filr
Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen
Einrichtung 50 v.H.

c) fur Beleuchtungseinrichtungen sowie Jür Rinnen und
andere Einrichtungen der Oberflächenentwösserung 60 v.H.

d) für Parffiächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten
und Bushaltestellen 45 v.H.

e) fur niveaugleiche Mischflachen 60 v.H.

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem
Durc hgan gsv e rke hr die ne n,

a) fur Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
Busbuchten und Bushaltestellen 80 v.H.

b) /ür Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gelwege
- auch als kambinierte Anlage sowie für Grünanlagen als
Bestandteil der öffentlichen Einrichtung 60 v.H.



c) fu, Beleuchtungseinrichtungen sowiefilr Rinnen und
ande re Einrichtunge n der Ob erfl ächenentw äs se rung

d) fur Parffiachen (auch Standspuren) ohne Busbuchten
und Bushaltestellen

70 v.H.

50 v.H.

4. bei Gemeindestrofien i. S. von f 47 Nr. 2 NStrG 80 v.H,

5. bei GemeindestralSen i. S. von $ 47 Nr. 3 NStrG 40 v.H.

6. bei Fufigöngerzonen 45 v.H.

(3) Zuschißse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts qnderes bestimmt hat,
zunrichst zur Declwng der Anteile der Gemeinde zuverwenden.

@ Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten
durch eine ergönzende Satzungvon den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn
wichtige Gründe fiir eine andere Vorteilsbemessung sprechen.

sl
Verteil ung des umlasefäh isen A usba ua ufwandes

(l) Der umlageft)hige Ausbauar.tfwandwird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die Mög-
lichlreit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines bestimmten
Abschnitts von ihr besteht (berüclesichtigungsftihige Grundstücke). Die Verteilung des Atfwan-
des auf diese Grundstücke erfolgt im Yerhtiltnis der Nutzflöchen, die sichfiir diese Grundstü-
clre ous der I/ervielfachung der mafigeblichen Grundstücksfkiche mit dem nach SS 6 und 7
matJ ge bliche n Nutzungsfahor e rge b en.

(2)' Ats Grundstücksflöche gilt grundsritzlich der Fkicheninhalt des Grundstücks im bürgerlich-
rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücl<sichtigungsfcihiger Grundstücke baulich oder gewerb-
lich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach S 6. Für die übrigen
Flöchen - einschlieflich der im Aufhenbereich liegenden TeiffItichen jenseits einer Bebauungs'
plangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach S 34 Abs. 4
BauGB -richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach $ 7.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücl<sichtungsftihigen Grundstückpn,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Rest-

Jtriche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtflöche des
Grundstückes,

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Aufienbereich hinausreichen, die Fläche
im Bereich des Bebauungsplanes,

3. die im Bereich einer Satzung nach $ 34 Abs 4 BauGB liegen und bei Grundstücl<en, die
über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich,

4. fu, die trein Bebauungsplan und keine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BaUGB besteht
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a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
($ 34 BauGB) Iiegen, die Gesamtfldche des Grundstücks,

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (S 34 BauGB) und teilweise im
AulSenbereich ($ 35 BauGB) liegen, die Fläche rwischen der ffintlichen Einrichtung
und einer Linie, die in einem gleichmöfrigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; bei
Grundstücken, die nicht an die ffintliche Einrichtung ongrenzen oder lediglich durch
einen zum Grundstück gehörenden Weg mir ihr verbunden sind, die Flöche zwischen
der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die in
einem gleichmäfiigen Abstand von 50 m zu ihr verlduft;

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4lit. b) ergebende Grenzen hinaus bebaut oder ge-
werblich genutzt sind, die Flöche nnischen der öffentlichen Einrichtung bzw. im Fall von
Nr. 4 lit. b) der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Li-
nie hierzu, die in dem gleichmäfiigen Abstand verlöufi, der der übergreifenden Bebauung
oder gewerbliche n Nutzung entspricht ;

( 4 ) B e i b e rüc l<s i c h t i gun g sfri h i gen G rund s tüc ke n, d i e

l. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind
(2.8. Friedhöfe, Sport- und Festplötze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder

2. ganz bnr,. teilweise im Aufienbereich ($ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer l{eise nutzbar sind (andwirtschart-
liche Nutzung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Flöche des Grundstücl<s zugrunde zu legen, die
von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfosst wird.

(l) Der mafigebliche Nutzungsfaloor bei berücksichtigungsfcihigen Grundstücken, die baulich oder
gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Yollgeschosse bestimmt.

Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die noch landesrechtlichen Vorschriften Yollge-
schosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebaude behandelt. Besteht im
Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss i.S. der Landes-
bauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene
3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,20 m
Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor betrrigt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Vollge-
schoss um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in $ 5 Abs. 3 bestimmten Flachen bei
Grundstücken,

s_6
Nutzunssfahtoren für Baulonderundstücke pp.
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. I. die ganz oder teilweise in Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen ($ 5 Abs.3 Nr. I
und Nr. 2),

a) die im Bebauungsplanfestgesetzte höchstzulössige Zahl der Yollgeschosse;

b) für die in Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen
Anlagenfestgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von
$ 11 III BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 ge-
teilte höclßtzuldssige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet,

c) Jür die im Bebauungsplan weder die hhl der Vollgeschosse noch die Höhe der bau-
lichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahlfestgesetzt ist, die durch 3,5 geteil-
te höchstzultissige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) ouf denen nur Garagen oder Stellplatze enichtet werden dlirfen, die Zaht von einem
Vollge s cho s s j e Nutzungseb e ne,

e) fi* die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauungfestgesetzt ist, die
Zahl von einem Vollgeschoss,

fl /ür die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauungfestgesetzt ist, die
Zahl von 2 Vollgeschossen,

g) Jiir die in einem Bebouungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der nöheren Umge-
bung überwiegendfestgesetzte und/oder totsöchlich vorhandene ($ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a - c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. I lit. a) bzw.lit. d) - g) oder die Höhe der
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. I lit. b) bzw. lit. c) tiberschrittenwird,
die tatsächlichvorhandene Zahl der Yollgeschosse bny. die sich nach der tatsöchlichvor-
handenen Bebauung ergebende Berechnungswerte nach Nr. I lit. b) bzw. lit. c);

3. ftr die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusam-
menhang bebsuten Ortsteiles liegen ($ 5 III Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie

a) bebaa sind, die höchste Zohl dertatsächlichvorhandenenVollgeschosse,

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen
Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfafuor wird vervielfacht mit

l. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsöchlich bestehenden ($ j4 BauGB) oder
durch Bebauungsplan ausgewiesenen l(ohngebietes ($ 3, S 4 und $ 4 a BaNVO), Dorfge-
bietes ($ 5 BaUNVO) oder Mischgebietes (S 6 BauNVO) oder ohne ausdrücHiche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwie-
gend in einer der gewerblichen Nutzung öhnlichen Weise (2.8. Verwaltungs-, Schul-, Post-
und B ahnhofs ge b öude, P ra,r en fi)r fre ie B e rufe) ge nutzt w ird ;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsöchlich bestehenden ($ 34 BauGB) oder
durch Bebauungsplan ousgewiesenen Kerngebietes ($ 7 BauNVO), Gewerbegebietes
($ 8 BmUNVO), Industrtegebietes ($ 9BauNYO) oder Sondergebietes ($ II BatNVO) liegt.
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Nutzunssfaktoren für Grundslücke mit sonstiser Nutzuns

(l) Für die Flächen nach $ 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die

I. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder ge-
werblich, sondern nur invergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B Friedhöfe, Sport- und
Festplötze, Freiböder, DauerHeingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten
Ortsteiles so genutzt werden 0r5

2. im Aufenbereich ($ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem
Bebouungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (2.8. land'wirtschaftliche Nutzung), wenn
a) sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbe stand o der w irts c haftl i ch nutzb arer
Wasserflöche 0,0167

bb) bei Nutzung als Grünland, Ackerland oder
Gortenland

cc) bei gewerblicher Nutzung 0,0333
(2.8. Bodenabbau pp) 1,0

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen
Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden
(2,8. Friedhöfe, Sport- und Festpkitze, Freibdder,
Dauerkleingtirten, Campingplötze ohne Bebauung) 0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschoftliche
Hofstellen ode r I andw irt s chaftlichen Neb engeb aude
(2.8. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teiffläche,
die sich rechnerisch aus der Grundflache der Baulichkeiten
geteilt durch die Grundflächenzahl von 0,2 ergibt, 1,0
mit Zuschldgenvon je 0,25 ftr das nueite undjedes
weitere tatsöchlich vorhandene Vollgeschoss, für die
Restflache gilt lit. a),

d) sie als Campingtlatz genutzt werden und eine Bebauung
besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der

Grundflriche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen-
Zahl|,2 ergibt 1,0
mit Zuschlägenvon je 0,25 für das nueite und
jedes weitere tatsächlich vorhondene Vollgeschoss, für die
Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, Jür eine
Teilfltiche, die sich rechnerisch aus der Grundflciche
der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzohl
von 0,2 ergibt,
mit Zuschlögen von je 0,375 fiir das rweite undiedes

1,5



weitere tatsrichlich vorhandene Vollgeschoss
-für die Restflache gilt lit. a)-

, sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung
nach $ 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung erfasste
Teilkichen

aa) mit Baulichkeiten, die Heinen Handwerks- oder Gewerbe-
betrieben dienen 1,5
mit Zuschlögen von je 0,375 Jür das meite und jedes
weitere tatsächlich vorhandene Vollge schoss

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0
mit Zuschldgen von je 0,25 fiir das rweite und jedes
we itere tatsöchlich vorhandene Vollgeschoss
-fi)r die Restflache gilt lit. a)-

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach $ 6 Abs. I.

Ohne Bindung sn eine bestimmte Reihenfolge kann der Strafienbaubeitrag selbstöndig erhoben
werdenJür

L die Kosten des Grunderwerbs der ffintlichen Einrichtung,

2. die Kosten der Freilegung"fur die Durchführung der Baumafinahme,

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn,

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege oder eines von
ihnen,

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege oder eines von
ihnen,

6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter Rad- und Geh-
wege oder eines von ihnen,

7. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberflachenent-
w ässerung der öffentlichen Einrichtung,

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuchtungseinrichtun-
gen der öffintlichen Einrichtung,

9. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parffiöchen,

10. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung des Stra$enbegleitgrüns

tr
Aufwandssoaltune
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Entsteh une der Beitraesoflicht

(I) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsftihigen MalSnahme.

(2) In den Frillen einer Aufuandsspaltung entsteht die Beinagspflicht mit der Beendigung
der Teilmafinahme, frtihestens jedoch mit dem Ausspruch der Atfwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbstcindig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht mit der
Beendigung der Abschnittsmafinahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbildungsbeschluss.

(4) Die in Abs. I - 3 genannten Mafinahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen Arbeiten
entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bauprogrammfertiggestellt sind und der
Aufw and b ere chenb ar i st.

sJ!.
Vorausleßtunsen

Auf die känftige Beitragsschuld lönnen angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so-
bald mit der Durchführung der MalSnahme begonnenworden ist. Die Vorausleistung ist mit der
endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitrags-
pflichtig ist.

(l) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunh der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des
Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigen-
tümers der Erbbaubereehtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige hailen als Gesamt-

schuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentü-

me r nur e nt spre che nd ihre m Mi te i ge ntum s ante il b e i tr a gs pfl i c ht i g'

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbaurechts auf

diesem und im Falle von Abs. I S. 3 Halbsatz 2 ouf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

s-!2.
Beitrassbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen Be-

scheid festgesetzt.

Die nach dieser Satzung erhobenen Beitrcige und Vorausleistungenwerden einen Monat naeh

der Bekanntgabe des Bescheides föllig.

sl/
Beitrapsoflichtiee

s /.t
FöUiekeit
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sJ!,
Ablösune

(I) In den Föllen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch
Yertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablösebetrages ist derfiir die Ausbaumafnahme i.S. von $ I entstehende
Ausbauattfwands anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnungen und im übrigen
nach dem Ausschreibungsergebnis sowie den Kostenfür den Ausbauvon Teileinrichtungen bei
vergleichbaren öffentlichen Einrichtungen zu ermitteln und nach Mapgabe der $$ 4 bis 7 auf
die Grundstücke zuverteilen, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der betref-

fenden ffintlichen Einrichtung besteht.

(3) Durch hhlung des Ablösebetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Krafi. Gleichzeitig tritt die Strafienaus-
baubeitragssatzungvom 26. April 1989 sowie die 1. Änderung der Snafienausbaubei-
tragssatzungvom 28. April 1993 aufier Kraft.

Stidbroolonerland, den 2L Meirz 2402

Der Bürgermeister

(Peter Schallmaier)
I S ndenaus b anbe i tr agssEung

ru
Inkrafttreten


